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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
V ZR 245/21 

vom 
 

10. November 2022 
 

in dem Rechtsstreit 
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Der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 10. November 2022 durch die 

Vorsitzende Richterin Dr. Brückner, die Richter Dr. Göbel und Dr. Malik und die 

Richterinnen Laube und Dr. Grau 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Urteil des Oberlandesgerichts Karlsruhe - 12. Zivilsenat - vom 

12. November 2021 wird auf Kosten des Beklagten als unzulässig 

verworfen. 

 

Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens beträgt 

10.000 €. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

 Die Parteien sind Grundstücksnachbarn. Der Kläger ist Eigentümer zweier 

Grundstücke, die mit dem Pkw nur über eine auf dem vermieteten Grundstück 

des Beklagten befindliche Durchfahrt erreichbar sind. Die Mieter des Beklagten 

parken abwechselnd eines ihrer Fahrzeuge in dieser Durchfahrt; gelegentlich 

parkt auch der Beklagte selbst sein Fahrzeug dort.  

 

 Mit seiner Klage beantragt der Kläger - soweit noch von Interesse -, den 

Beklagten unter Androhung von Ordnungsmitteln zu verurteilen, es zu unterlas-

sen, in der Durchfahrt mit Pkw zu parken sowie seinen jetzigen und künftigen 
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Mietern ein Pkw-Stellrecht in der Zufahrt einzuräumen. Das Landgericht hat die 

Klage abgewiesen. Auf die hiergegen gerichtete Berufung hat das Oberlandes-

gericht der Klage - gestützt auf eine Grunddienstbarkeit in Form eines Wege- und 

Überfahrtrechts - stattgegeben. Gegen die Nichtzulassung der Revision wendet 

sich der Beklagte mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde. Der Kläger beantragt 

die Verwerfung des Rechtsmittels als unzulässig, hilfsweise dessen Zurückwei-

sung. 

 

II. 

 

 Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der Beklagte nicht 

dargelegt und glaubhaft gemacht hat, dass der Wert der mit der Revision geltend 

gemachten Beschwer 20.000 € übersteigt (§ 544 Abs. 2 Nr. 1 ZPO). 

 

 1. Im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde muss der Beschwerde-

führer, um dem Revisionsgericht die Prüfung der Zulässigkeitsvoraussetzung des 

§ 544 Abs. 2 Nr. 1 ZPO zu ermöglichen, innerhalb laufender Begründungsfrist 

darlegen und gemäß § 294 ZPO glaubhaft machen, dass er mit der beabsichtig-

ten Revision das Berufungsurteil in einem Umfang, der die Wertgrenze von 

20.000 € übersteigt, abändern lassen will (vgl. Senat, Beschluss vom 19. Novem-

ber 2020 - V ZR 48/20, WuM 2021, 134 Rn. 4 mwN). 

 

 2. Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

 a) Der Wert der Beschwer bemisst sich nach dem eigenen Interesse des 

Rechtsmittelführers an der Abänderung der angefochtenen Entscheidung 

(st. Rspr.; vgl. nur Senat, Beschluss vom 11. November 2021 - V ZR 62/21, NJW-

RR 2022, 300 Rn. 5; Beschluss vom 24. März 2022 - V ZR 149/21, NJW 2022, 
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2195 Rn. 6 mwN). Enthält diese - wie hier - die Verurteilung zur Unterlassung 

einer Beeinträchtigung, richtet sich die Beschwer nach dem gemäß § 3 ZPO 

grundsätzlich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu bemessenden Interesse 

an der Beseitigung des Unterlassungsgebots (st. Rspr.; vgl. nur Senat, Beschluss 

vom 25. September 2008 - V ZR 36/08, juris Rn. 2; Beschluss vom 13. Septem-

ber 2018 - V ZR 270/17, juris Rn. 4; Beschluss vom 5. Mai 2020 - V ZB 125/19, 

juris Rn. 1; BGH, Beschluss vom 1. Juni 2016 - I ZR 112/15, juris Rn. 7 mwN). 

Dabei ist ein geeigneter Anhaltspunkt für die Bemessung der Beschwer des Be-

klagten die Wertminderung, die sein Grundstück durch die zu unterlassende 

Handlung erleidet (vgl. Senat, Beschluss vom 15. Oktober 2009 - V ZR 46/09, 

juris Rn. 2; Beschluss vom 13. September 2018 - V ZR 270/17, juris Rn. 6).  

 

 b) Dass diese Minderung 20.000 € übersteigt, ist nicht ausreichend darge-

legt und glaubhaft gemacht. Vielmehr ist von einer Beschwer des Beklagten in 

Höhe von allenfalls 17.170 € auszugehen. In dem mit der Beschwerdebegrün-

dung vorgelegten Sachverständigengutachten ist zwar eine Wertminderung sei-

nes Grundstücks in Höhe von 34.407,75 € durch die Grunddienstbarkeit des Klä-

gers ausgewiesen. Dies beantwortet aber nicht die relevante Frage. Gegenstand 

der Unterlassungsverurteilung ist lediglich das Parken auf dem dienenden 

Grundstück. Maßgebend ist daher allein die Beeinträchtigung des Beklagten 

durch die Verpflichtung, ein Parken zu unterlassen. Diese bemisst sich nach der 

Wertminderung, den das Grundstück durch den Wegfall eines Stellplatzes erlei-

det. Hierfür hat der Sachverständige in dem Gutachten eine Wertminderung in 

Höhe von lediglich 17.170 € ermittelt. Ob die Wertminderung - wie die Erwiderung 

meint -  noch niedriger zu bemessen wäre, kann dahinstehen. 
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III. 

 

 1. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.  

 

 2. Den Streitwert hat der Senat gemäß § 3 ZPO, § 47 Abs. 2 Satz 1 GKG 

bemessen.  

 

 

Brückner                                                  Göbel                                               Malik 

 

                                   Laube                                                 Grau 

Vorinstanzen: 

LG Mannheim, Entscheidung vom 19.03.2021 - 9 O 320/19 -  
OLG Karlsruhe, Entscheidung vom 12.11.2021 - 12 U 124/21 -  
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